GEMEINDE BAD WIESSEE

Niederschrift
zur offentliche/nicht 6ffentliche Sitzung des Gemeinderates der
Gemeinde Bad Wiessee

Sitzungstermin: Donnerstag, den 22.09.2016
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr

Sitzungsende: 20:30 Uhr

Ort, Raum: Rathaus, Sitzungssaal

Vorsitzender / 1. Blrgermeister:

Herr Peter HOMB

2. Burgermeister:

Herr Robert Huber

Stimmberechtigte Gemeinderatsmitglieder:

Herr Josef Brenner

Herr Georg Erlacher

Herr Rainer Kathan

Herr Bernd Kuntze-Fechner

Frau Klaudia Martini

Frau Beate Meister

Herr Rolf Neresheimer

Herr Florian Sareiter

Herr Herbert Stadler anwesend bis 19.45 Uhr

Herr Armin Thim

Frau Birgit Trinkl

Frau Ingrid Versen anwesend bis 18.30 Uhr

Von der Verwaltung:

Herr Michael Herrmann

Herr Thomas Holzapfel

Herr Helmut Kockeis

Herr Franz Strobel
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Abwesende und entschuldigte Personen:

Stimmberechtigte Gemeinderatsmitglieder:

Herr Fritz Niedermaier

Herr Kurt Sareiter

Herr Markus Trinkl

Tagesordnung:

1.

Genehmigung der letzten Niederschrift
Vorlage: 00594/2014-2020

Beitritt der Gemeinde Bad Wiessee zum Biindnis "JugendPerspektiveArbeit"
Vorlage: 00559/2014-2020

Vorstellung des Energienutzungsplanes durch das Ingenieurbiro Steinbacher Consult.
(Anwesend: Herr Veh, Frau Hackl)
Vorlage: 00586/2014-2020

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 62 flr ein Gebiet zwischen dem Séllbach,der
Ringberg- und Bundesstralie

a) Beratung Uber die eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren nach 88 3 Abs. 2 und
4 Abs. 2 BauGB

Vorlage: 00541/2014-2020

6. Anderung des Bebauungsplans Nr. 29 fur das Gebiet Quercherfeld / Carl-Stieler-
Straf3e im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen im Verfahren nach 88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB mit Satzungsbe-
schluss

Vorlage: 00582/2014-2020

Erlass einer Satzung Uber die Verlangerung der Veranderungssperre fir den in Aufstel-
lung befindlichen Bebauungsplan Nr. 60 fir das Gebiet Ortszentrum
Vorlage: 00583/2014-2020

Informationen des Blrgermeisters
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Protokoll:

Top 1 Genehmigung der letzten Niederschrift

Beschluss:
Die Niederschrift der Sitzung vom 19.07.16 wird ohne Anderungen gebilligt.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 14
Fir den Beschluss: 14
Gegenstimmen: 0
Persdnlich beteiligt: 0
Top 2 Beitritt der Gemeinde Bad Wiessee zum Bundnis "JugendPerspektiveArbeit"

Sachverhalt:

Das Thema war bereits Gegenstand der Sitzung vom 12.07.16.

Aufgrund fehlender Informationen konnte jedoch kein Beschluss gefasst werden.
Umfangreiche Hintergrinde zum Thema liefert daher in der Sitzung am 22.09. Herr Josef Lech-
ner, 1. Birgermeister der Gemeinde Fischbachau.

urspringliche Beschlussvorlage:

Der Kreisjugendring und die Cross-Over-Team Stiftung (anerkannter freier Trager der Jugendhil-
fe im Landkreis Miesbach) grinden in Zusammenarbeit mit derzeit 8 Gemeinden im Landkreis
das Forderprogramm JugendPerspektiveArbeit zur gezielten Forderung von Jugendlichen die
sich an der kritischen Schwelle zwischen Schule und Ausbildung/Beruf befinden.

Mit dem Projekt sollen Orientierungslosigkeit und Jugendarbeitslosigkeit im Ansatz bekampf und
praventiv gearbeitet werden.

Die jahrlichen Kosten des Projektes betragen laut Haushaltsplan der Trager ca. 80.000 Euro,
diese Mittel werden durch Eigenleistung des Kreisjugendrings, Forder- und Drittmittel sowie
Sponsoren- und Spendenbeitrage finanziert.

Der verbleibende Fehlbetrag wird durch die Vertragsgemeinden tbernommen.

Als RechengroRe dient die Anzahl der Schiiler der jeweiligen Gemeinden in den Abschlussklas-
sen.

Die Kosten pro Schiler belaufen sich fur die Gemeinde aktuell auf 180 Euro, im kommenden
Jahr kdnnte eine Erhdéhung, je nach Zuschuss-Aufkommen, auf maximal 340 Euro pro Schiiler
notwendig sein.

In einem kurzen Film zeigt Herr Burgermeister Lechner die Arbeit und Erfolge des Projektes der
letzten Jahre auf.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschliel3t den Beitritt der Gemeinde Bad Wiessee zum Forderprogramm

»~JugendPerspektiveArbeit* und ermachtig den 1. Blrgermeister zur Unterzeichnung der Beitritts-
vereinbarung.
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Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 12
Fir den Beschluss: 12
Gegenstimmen: 0
Persdnlich beteiligt: 0
Top 3 Vorstellung des Energienutzungsplanes durch das Ingenieurbiro Steinbacher

Consult. (Anwesend: Herr Veh, Frau Hackl)

Sachverhalt:

Gemald Gemeinderatsbeschlufd vom 11.06.2015 wurde das Ingenieurbiro Steinbacher Consult
als gunstigster Bieter mit der Erstellung eines Energienutzungsplanes fur die Gemeinde Bad
Wiessee beauftragt.

Die Ergebnisse des nun fertiggestellten Energienutzungsplan werden dem Gemeinderat vom
Ingenieurbiiro Steinbacher Consult vorgestellt und wurden im Anschluss an die Prasentation
diskutiert.

Top 4 Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 62 fur ein Gebiet zwischen dem
Sollbach,der Ringberg- und Bundesstralie
a) Beratung Uber die eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren nach 8§ 3
Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Sachverhalt:

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 62 fir das Gebiet zwischen dem Séllbach, der Ringberg-
stral3e und der Bundesstral3e;

Beschlussempfehlungen zu den eingegangenen Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belan-
ge gemal § 4 Abs. 2 und Blrger gemaf 8 3 Abs. 2 BauGB

Der Gemeinderat hat am 10.12.2015 die Aufstellung des einfachen Bebauungsplans Nr. 62 im
Verfahren nach 8§ 13a BauGB beschlossen. Der hierzu vorgelegte Planentwurf wurde gebilligt.
Er lag in der Zeit vom 28.1. -29.2.2016 im Rathaus 6ffentlich zur Einsichtnahme aus. Gleichzeitig
wurden die von der Planung betroffenen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
zur Stellungnahme aufgefordert. Es sind folgende AuRerungen bei der Gemeinde eingegangen.

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Regierung von Oberbayern mit Schreiben vom 25.01.2016:

Die Aufstellung des Bebauungsplans steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entge-
gen. Auch wenn der Planbereich bereits vollstandig bebaut ist, ist die Planung aufgrund der La-
ge im Landschaftsschutzgebiet ,Tegernsee und Umgebung“ mit der unteren Naturschutzbehdor-
de abzustimmen. Da im Bereich des Séllbachs Wildbachereignisse auftreten kénnen, ist die
Planung diesbeziglich auch mit dem WWA abzustimmen.

Beschluss: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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Landratsamt Miesbach:

Amt fur Architektur / Stadtebau /Denkmalschutz mit Schreiben vom 03.02.1016:

Es wird keine AuRRerung abgegeben.

Untere Naturschutzbehdrde mit Schreiben vom 28.01.2016:

Es wird keine AuRRerung abgegeben.

Untere Immissionsschutzbehdrde mit Schreiben vom 28.01.2016:

Es wird keine AuRRerung abgegeben

Fachbereich StraRenverkehrswesen, Schreiben vom 02.02.2016:

Grundsatzlich bestehen keine Einwande gegen die beabsichtigte Planung. Bei der Gestaltung
und dem Unterhalt der Zufahrten ist jedoch im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs fur ausreichende Sichtbeziehungen zu sorgen.

Diesbeziiglich wird eine Anwendung der Richtlinien flr die Anlage von Stadtstra3en (RASt 06)
empfohlen, nach dem Mindestsichtfelder zwischen 0,80 und 2,50 m Hohe von standigen Sicht-
hindernissen, parkenden Kraftfahrzeugen und sichtbehindernden Bewuchs im Bereich des not-
wendigen Sichtdreiecks freizuhalten sind.

Beschluss: Die Hinweise der Behorde werden zur Kenntnis genommen und in den Bebauungs-
plan eingearbeitet.

Amt fir Wasserrecht und Bodenschutz mit Schreiben vom 12.02.2016:

Neben den ublichen Hinweisen zu Grab- und Bohrarbeiten sowie zur Niederschlagsgewinnung
teilt die Behorde mit, dass der nérdliche Bereich des Bebauungsplangebietes im 60-m-Bereich
des Sollbachs liegt und die Errichtung, wesentliche Anderung oder Stilllegung von baulichen
Anlagen somit grundsatzlich der Genehmigungspflicht nach Art. 20 Bayerisches Wassergesetz
unterliegt sofern eine Genehmigung nicht im Rahmen eines anderen 6ffentlich-rechtlichen Ver-
fahrens erteilt wird. Dies gilt ebenfalls fur die Errichtung von Wohngebauden im Falle eines Ge-
nehmigungsfreistellungsverfahrens. In diesem Fall ist durch den Bauherrn rechtzeitig ein Antrag
unter Beifigung der erforderlichen Unterlagen beim Landratsamt Miesbach — Wasserrecht zu
stellen.

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ergénzend hierzu wird
festgestellt, dass es sich vorliegend um die Aufstellung eines einfachen und nicht eines qualifi-
zierten Bebauungsplan handelt. Demzufolge ist flr jedes Bauvorhaben ohnehin ein Bauantrag
zu stellen, ein Genehmigungsfreistellungsverfahren kann nicht zur Anwendung kommen. Damit
ist gewahrleistet, dass wie auch immer geartete wasserrechtliche Belange im herkémmlichen
Baugenehmigungsverfahren gepriift und geltend gemacht werden kénnen.

Zweckverband zur Abwasserbeseitigung am Tegernsee mit Schreiben vom 01.03.2016:

Es wird keine AuRerung abgegeben.

Staatliches Bauamt Rosenheim mit Schreiben vom 21.01.2016

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans bestehen seitens des Staatlichen Bauamtes Ro-
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senheim sowohl vom Fachbereich StraRenbau als auch vom Fachbereich Hochbau keine Ein-
wande, wenn folgende Punkte beachtet werden:

ErschlieBung: Die B 318 darf in all ihren Bestandteilen nicht verandert oder verschmaélert wer-
den.

Gehweg und Busbuchten: Die Gehwege und Busbuchten entlang der B 318 sind unveréandert
beizubehalten.

Entwasserung: Die bestehende StraRenentwasserung darf durch die Bauma3nahme und die
ErschlieBung des Areals nicht beeintrachtigt werden. Samtliche Einmindungen und Zufahrten
missen durch entwéasserungstechnische Malinahmen so gestaltet werden, dass der B 318 und
den Stell- und Parkflachen keine Oberflachen-, Dach oder Niederschlagswasser durch bauliche
Anlagen zuflieRen kann.

Larmschutz: Auf die von der B 318 ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Die vorgesehe-
nen Bebauungsabstande geniigen voraussichtlich nicht zum Schutz vor baulichen Anlagen von
Larm, Staub- und Abgasimmissionen. Evtl. erforderliche LarmschutzmaflRnahmen werden nicht
vom Baulasttrager der BundesstralRe Gibernommen.

Beschluss: Die Gemeinde weist darauf hin, dass alle im Geltungsbereich des Bebauungsplans
liegenden Grundstlicke bereits bebaut sind. Zweck des Bebauungsplans ist ausschlieflich, das
kunftige Mal3 der baulichen Nutzung auf den Grundstiicken sowohl in der Grundflache als auch
in der Hohe auf ein stadtebaulich vertretbares Mal3 zu begrenzen. Zusatzliche Baurechte wer-
den nicht ausgewiesen und keinesfalls sollen damit irgendwelche Eingriffe im Bereich der B 318
vorbereitet oder gar durchgefiihrt werden.

Ergebnisse aus der Offentlichkeitsbeteiligung:

Schreiben der Rechtsanwalte Messerschmitt - Dr. Niedermeier und Partner vom 24.02.2016 als
Bevollméachtigte von Frau Helga Mayer, Ringbergstral3e 4:

,0er Bebauungsplan Nr. 62 leidet aus unserer Sicht an mehreren Abwagungsfehlern. Zum Einen
hat die Gemeinde die fur die Abwagung bedeutsamen Belange in wesentlichen Punkten nicht
zutreffend ermittelt. Zum Anderen hat sie die betroffenen privaten Belange nicht den Anforde-
rungen des § 1 Abs. 7 BauGB gerecht abgewogen. Die Bestandsaufnahme des Plangebietes
durch die Gemeinde wurde fehlerhaft vorgenommen, au3erdem wird das Eigentumsrecht der
Grundstuckseigentimerin eingeschrankt.”

(Das Schreiben der Anwalte wurde informationshalber den Sitzungsunterlagen beigeftgt ).

Beschluss:

Der Bebauungsplan Nr. 62 leidet nicht an Abwagungsfehlern. Vom Beschwerdefiihrer wurde
offensichtlich nicht erkannt, dass sich die festgesetzte

GRZ nicht auf das gesamte Versiegelungsmalfd bezieht, sondern ausschlieBlich auf die jeweilige
Hauptnutzung der Grundstiicke. Fur die Flachen von Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO darf
die festgesetzte Grundflachenzahl (GRZ) von 0,18 bzw. 0,20 um mehr als 50 Prozent, hdchs-
tens jedoch bis zu einer Grundflachenzahl von 0,40 tberschritten werden. Bei den Anlagen nach
§ 19 Abs. 4 sind z.B. alle Nebengebaude sowie die Zufahrten zu Garagen enthalten. Die ermit-
telten GroRRen fur die Grundflachen auf den einzelnen Grundstiicken beziehen sich ausschliel3-
lich auf die jeweilige Hauptnutzung. Die Grundflache fir Nebengebdude und Zufahrten wurde
nicht ermittelt, weil dies einen sehr hohen Aufwand bedeutet hatte. Durch die groRziigige Uber-
schreitungsmoglichkeit fir Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO wird der tatsachlichen Nutzung
Rechnung getragen. Mit der festgesetzten Grundflachenzahl ist nach wie vor auf den meisten
Grundstucken eine behutsame Erweiterung maoglich.

Zu dem Hinweis, dass fir ein anderes Grundstiick im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
FI.Nr. 759/27 (zum Lehen 4) erst in der ndheren Vergangenheit ein wesentlich grél3eres Bau-
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recht genehmigt wurde, ist festzustellen, dass die Gemeinde zum damaligen Zeitpunkt nicht
Uber eine detaillierte Analyse des Baurechtes der bestehenden Gebaude verflgt hat. Erst im
Rahmen eines neuen Bauantrags wurde der Gemeinde bewusst, dass eine weitere Verdichtung
des Gebiets in dem sich andeutenden Rahmen nicht den stadtebaulichen Zielen der Gemeinde
entsprechen kann. Sie hat daher den neuen Bauantrag zum Anlass genommen, ihr Planungs-
konzept zu konkretisieren und in einen Bebauungsplan zu giel3en. Der Gemeinde ist dabei
durchaus bewusst, dass bezuglich des Grundstiicks zum Lehen 4 diese Planungskonzeption nur
noch dann umgesetzt werden kénnte, wenn die nach wie vor bestandskraftige Genehmigung
nicht umgesetzt wirde. Dies ist inzwischen geschehen. Vom neuen Grundeigentiimer wurde
eine Planung mit einer Grundflachenzahl von weniger als 0,18 vorgelegt. Der Gemeinderat hat
zu diesem Bauantrag das gemeindliche Einvernehmen erteilt. Die Einwendungen erubrigen sich
deshalb.

Die Gemeinde verkennt im Ubrigen das Gewicht der Eigentimerbelange im Rahmen der Abwa-
gung nicht. Dies gilt auch fir eine eventuelle Einschrankung von Baurecht nach § 34 BauGB.
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass vorliegend durchaus eine Beschrankung des Baurechts
nach § 34 BauGB eintreten kann, soweit es sich aus der ndheren Umgebung ableiten lasst. Da
es sich bei der Bewertung des Baurechts nach § 34 BauGB naturgemaf um eine Wertungsent-
scheidung handelt, bezieht die Gemeinde daher durchaus auch in ihrer Uberlegung ein, dass
vorstehende Festsetzungen des Bebauungsplans das bisher bestehende Baurecht einschran-
ken. Die Ermittlungen der Gemeinde haben insoweit aber ergeben, dass diese Einschrankung
auB3erhalb der 7-Jahres-Frist erfolgen wirde. In diesem Fall sind jedenfalls keine Entschadi-
gungsanspriiche gegen die Gemeinde zu erwarten. Umso deutlicher tritt nattirlich dann die Be-
schrankung des Eigentumsrechts zutage. Die Gemeinde sieht aber die stddtebaulichen Ziele
des Bebauungsplans, das Gebiet allenfalls maf3vollerweise nachverdichten zu lassen, fiir so
gewichtig an, dass sie diese Eigentumsbeschrankung entsprechend hinnimmt. Eine weitere
Nachverdichtung wirde zu einer Veranderung der typischen Siedlungsstruktur in diesem Be-
reich fihren. Auch eine damit verbundene starkere Versiegelung und Zunahme des Verkehrs,
die sich durch ein héheres Baurecht ergeben wirde, widerspricht den ortsplanerischen Zielvor-
stellungen der Gemeinde Bad Wiessee.

Zu dem Einwand, die Bestandsaufnahme der Gemeinde sei fehlerhaft, ist festzustellen, dass die
Interpretation von Seiten des Beschwerdefiihrers nicht korrekt ist. Fur die FINr. 759/25 betragt
laut Bestandsaufnahme die GRZ 0,23, unter Einbeziehung der Nebengebaude wiirde sie bereits
0,32 betragen. Nachdem die Grundflachenzahl fur die Hauptnutzung tber der festgesetzten
Grundflachenzahl von 0,18 liegt, wurde fir dieses Grundstlck die tatsachlich genehmigte
Grundflache von 265 gm fir die Hauptnutzung im Bebauungsplan festgesetzt. Fir die Flachen
gemal § 19 (Abs. 4), also fir alle Nebengeb&ude, darf eine GRZ von 0,40 erreicht werden. Die-
se liegt deutlich tber der heute bestehenden Grundflachenzahl von 0,32. Zur Klarstellung des
Mafes der baulichen Nutzung wird auch fir Grundstiicke, die heute bereits eine héhere Ausnut-
zung haben, das Maf3 der baulichen Nutzung als GRZ festgesetzt.

Zur Berechnung der Geschossflache/Geschossflachenzahl hat die Gemeinde die Werte fir die
Berechnung der ErschlieBungsbeitrage herangezogen. Nachdem im Bebauungsplan das Maf3
der baulichen Nutzung neben der Wandhohe ausschlief3lich tGber die Grundflachenzahl geregelt
wird, ist die Angabe von Bestandswerte fir die GFZ bzw. Geschossflache nicht relevant. Die
Bestandskarte in der Begriindung wird entsprechend korrigiert.

Die Gemeinde ist sich durchaus bewusst, dass im Plangebiet bei den Grundstiicken, bei denen
eine GR festgesetzt wurde, ein héheres Mal3 baulicher Nutzung besteht, als dies fir andere
Grundstucke im Plangebiet der Fall ist. Die Gemeinde mdchte hier aber gerade bestandsbezo-
gen, das heil3t orientiert am vorhandenen Mal3 der baulichen Nutzung ihr Planungskonzept ent-
wickeln und lediglich unterhalb des vorhandenen Mal3es bis zu einem bestimmten Punkt eine
Nachverdichtung zulassen. In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass es zulassig ist, zwischen
ausgenutztem und nicht ausgenutztem Baurecht zu differenzieren. Diesem Weg folgt vorliegend
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die Gemeinde, auch in dem Bewusstsein, das hier fir viele Grundstickseigentiimer — durchaus
nachvollziehbar — eine Ungleichbehandlung zu entstehen scheint. Die Gemeinde halt aber ihr
Planungsziel fir so gewichtig, dass sie diese Beschrankungen des Eigentumgrundrechts fir
gerechtfertigt halt.

Die festgesetzte Wandhohe von 6,70 m gilt fir sdmtliche neu zu errichtende Gebaude. Die fest-
gesetzte Wandhohe leitet sich aus der Hohenentwicklung des Grof3teils der im Geltungsbereich
bereits realisierten Geb&ude ab. Es ist der Gemeinde bekannt, dass einzelne Gebaude diese
Wandhdohe Uberschreiten.

Auf Grundstlicken, die bereits heute Uber eine hthere Wandhohe verflgen, wird die bestehende
Wandhohe festgesetzt.

Eine weitere Anderung wird fir Hinterliegergrundstiicke vorgenommen. Die Uberschreitung der
Grundflachenzahl fur Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO darf fir diese Grundstiicke, bedingt
durch langere Zuwegungen, maximal 0,5 betragen.

Erg&nzend zum Grundstuck Ringbergstral3e 4 von Frau Mayer wird folgendes festgestellt:

Das Grundsttick hat eine Gréf3e von 1.139 m2. Bei einer Grundflache des Bestandsgebaudes
von 97 m2 betragt die GRZ damit 0,08. Die kiinftige GRZ von 0,18 ermdglicht eine Grundflache
des Gebaudes von 205 m2. Das entspricht einem Gebaude mit einer Grof3e von ca. 18,5 x 11,0
m. Die festgesetzte Wandhohe von 6,70 m erméglicht eine Nutzung von E + 1 + D, was einer
Bruttogeschol3flache von 615 m2 entspricht.

Damit ist das Grundsttuick Ringbergstral3e 4 von allen im Plangebiet liegenden Grundstiicken das
mit der gré3ten baulichen Entwicklungsmaoglichkeit!

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Bebauungsplan Nr. 62 "Gebiet an der Ringbergstrale" im beschleunigten Verfahren geman
§ 13 a BauGB mit Begrundung in der Fassung vom 10.11.2015 wird einschlielich der in der
heutigen Sitzung beschlossenen Anderungen gebilligt und soll gemaf § 4 a BauGB erneut ver-
kurzt auf die Dauer von 14 Tagen ausgelegt werden. Im Zusammenhang mit der Auslegung

konnen Einwande nur zu den folgenden geanderten Punkten vorgebracht werden:

1. Festsetzung einer Grundflachenzahl anstelle einer Grundflache fiir einzelne Grundstiicke
im Geltungsbereich.

2. Erhéhung der maximal zuldssigen Grundflachenzahl fiir Hinterliegergrundstiicke von 0,4
auf 0,5.

3. Aufnahme einer textlichen Festsetzung in den Bebauungsplan, dass Gebaude, deren
Wandhohe groRer ist als 6,70 m, Bestandsschutz geniel3en.

Beschluss:

Abstimmungsergebnis:
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Anwesend: 12
Fur den Beschluss: 12
Gegenstimmen: 0
Personlich beteiligt: 0

Top 5 6. Anderung des Bebauungsplans Nr. 29 fiir das Gebiet Quercherfeld / Carl-
Stieler-Strafl3e im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB; Behandlung
der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren nach 88 3 Abs. 2 und 4 Abs.
2 BauGB mit Satzungsbeschluss

Sachverhalt:

Der Gemeinderat hat am 12.05.2016 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 29 fur das Gebiet
Quercherfeld / Carl-Stieler-Stral3e zu &ndern, um auf dem Grundstiick FINr. 820/11, Carl-Stieler-
StralRe 18, den Neubau eines kleinen Einfamilienhauses zu ermoglichen. Der von Stadteplaner
Eberhard von Angerer diesbeziglich vorgestellte Entwurf wurde gebilligt.

Die offentliche Auslegung dieses Entwurfs erfolgte in der Zeit vom 14.6. — 15.7.2016. Gleichzei-
tig wurden die von der Planéanderung betroffenen Behtrden und sonstigen Tréger 6ffentlicher
Belange zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

a)
Es sind folgende Stellungnahmen bei der Gemeinde eingegangen:

Offentlichkeitsbeteiligung: Fehlanzeige
Behordenbeteiligung:

EWerk Tegernsee, Schreiben vom 7.6.2016:
Ohne AuRerung

Landratsamt Miesbach:

Untere__Immissionsschutzbeh('jrde, Schreiben vom 28.06.2016:
Ohne Aul3erung

Amt fu_r_ Architektur/Stadtebau/Denkmalschutz, Schreiben vomn 20.06.2016:
Ohne Aul3erung

Fachbgreich StraRenverkehrswesen, Schreiben vom 14.06.2016:
Ohne Aul3erung

Untere Naturschutzbehdrde, Schreiben vom 08.06.2016:

Von Seiten des fachlichen Naturschutzes bestehen keine Einwande und Bedenken gegen die
Planung. Wiinschenswert ware allerdings der Erhalt des Gehélzbestandes entlang des Breiten-
baches. Wir empfehlen, diese Baume im Bebauungsplan als ,zu erhaltend” festzusetzen. Die
nachrichtliche Ubernahme des Baumbestandes bei den Hinweisen ist fiir den tatsachlichen Er-
halt des Bestandes nicht ausreichend.

Beschlussvorschlag: Die am Bachufer befindlichen Baume imn Plandnderungsgebiet werden als
,ZU erhaltend” festgesetzt.

Amt fur Wasserrecht und Bodenschutzrecht mit Schreiben vom 13.06.2016:
Das Schreiben der Behorde wird zur Kenntnis gegeben (vgl. Anlage RIS).
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Beschlussvorschlag: Die Hinweise zur Lage am Gewasser Breitenbach, zur Niederschlagswas-
serbewirtschaftung und zuu den Grab- und Bohrarbeiten werden zur Kenntnis genommen. Unter
den Hinweisen des Bebauungsplans werden noch folgende Formulierungen aufgenommen:
Vorhaben im Geltungsbereich der 6. Anderung des Bebauungsplanes unterliegen der Genehmi-
gungspflicht nach Art. 20 BayWG. Die Durchfihrung von Vorhaben im Genehmigungsfreistel-
lungsverfahren geman Art. 58 BayBO ist deshalb nur dann mdglich, wenn zu den Bauvorlagen
auch die wasserrechtliche Erlaubnis durch das Landratsamt Miesbach vorgelegt wird.

Gemal der Schutzgebietsverordnung zum Heilquellenschutzgebiet der Wilhelminaquelle und
der Adrianusquelle bedirfen Grab- und Bohrarbeiten ab einer Tiefe von 20 m unter dem mittle-
ren Wasserspiegel des Tegernsees einer wasserrechtlichen Erlaubnis.

Fur die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser aus befestigten Flachen ist eine
wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen.

Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 04.07.2016:

Der geplante Neubau liegt bei einem 100j&hrigen Hochwasserabfluss am Rande des vom WWA
ubermittelten Uberschwemmungsgebietes des Breitenbachs. Durch die Nahe zur Briicke an der
Carl-Stieler-Stralke muss mit Uberflutungen durch den Breitenbach gerechnet werden. Sowohl
beim Altbestand wie beim geplanten Neubau treten dann Wasserspiegelhdhen von einigen De-
zimetern auf. Bei Extremereignissen ist mit noch weitreichenderen Uberflutungen zu rechnen.
Der Bau neuer Gebaude im Uberschwemmungsgebiet stellt deshalb immer eine Erhéhung des
Schadenspotenzials im Fall solcher Ereignisse dar. Bei Uberflutungen ist deshalb mit hohen
Schadenssummen zu rechnen.

Beschlussvorschlag: Vorliegend verhalt es sich so, dass die Gemeinde kein neues Baurecht auf
dem Grundstiick ausweist, sondern bestehendes Baurecht lediglich andert, um zu einer fir bei-
de Seiten besseren Losung zu kommen. Das bereits bisher zulassige Mal3 der baulichen Nut-
zung in Bezug auf Grundflache und Geschol3flache andert sich nicht. Ein Verzicht auf bestehen-
des Baurecht stellt damit keine Option dar, da zudem in der naheren Umgebung eine ufernahe
Bebauung eigentlich die Regel ist.

Die Gemeinde wird die Grundstickseigentiimer jedoch darauf hinweisen, dass gemal § 35 des
WHH jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, im Rahmen des ihr Mdglichen
und Zumutbaren verpflichtet ist, geeignete Vorsorgemal3inahmen zum Schutz vor nachteiligen
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbhesondere die Nutzung von
Grundstticken den méglichen nachteiligen Folgen fir Mensch, Umwelt oder Sachwerten durch
Hochwasser anzupassen. Ein entsprechender Hinweis ist noch in den Bebauungsplan mit auf-
zunehmen.

b)
Beschluss:

Die von Stadteplaner Eberhard von Angerer aus Miinchen gefertigte 6. Anderung des Be-
bauungsplans Nr: 29 fur die Grundstiicke FINr. 820/11 und 820/12 an der Carl-Stieler-Stral3e
wird mit den in dieser Sitzung beschlossenen Ergdnzungen als Satzung beschlossen. Die be-
schlossenen Anderungen sind geringfiigiger Natur. Die Grundziige der Planung werden dadurch
nicht bertihrt. Nachbarliche Interessen werden nicht beeintrachtigt. Eine erneute Planauslegung
ist damit nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 12
Fir den Beschluss: 11
Gegenstimmen: 1

Personlich beteiligt: 0
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Top 6 Erlass einer Satzung lUber die Verlangerung der Veranderungssperre fir den in
Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 60 fiir das Gebiet Ortszentrum

Sachverhalt:

Der Gemeinderat hat am 10.06.2014 beschlossen, fur die Grundstuicke im Gebiet Ortszentrum
einen Bebauungsplan i. S. d. 8 30 Abs. 1 BauGB aufzustellen. Weiterhin wurde beschlossen, zur
Sicherung der Planung und Wahrung der Interessen der Gemeinde eine Veranderungssperre zu
erlassen. Diese Verédnderungssperre ist am 12.06.2014 in Kraft getreten und gilt zwei Jahre.

Da das Bebauungsplanverfahren bisher nicht zum Abschluss gebracht werden konnte, war es
erforderlich, die Veranderungssperre hochmals um ein Jahr zu verlangern. Diese Verlangerung
wurde aus zeitlichen Grinden gemalf Art. 37 Abs. 3 GO am 6.6.2016 vom 1. Blrgermeister ver-
fugt, bedarf jedoch noch einer entsprechenden Bestatigung durch den Gemeinderat.

Beschluss:

Aufgrund von § 17 Abs. 1 Satz 3, § 16 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 BauGB erlasst die G
Gemeinde Bad Wiessee folgende Satzung:

§1
Die mit Satzung vom 12.06.2014 erlassene Veranderungssperre fir das Gebiet des in Aufstel-
lung befindlichen Bebauungsplans Nr. 60 fur das Gebiet Ortszentrum (s. beiliegender Plan) wird
um ein Jahr verlangert.

§2
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Peter HOR
Erster Bargermeister

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 12
Fir den Beschluss: 12
Gegenstimmen: 0
Persdnlich beteiligt: 0
Top 7 Informationen des Bilrgermeisters

Sachverhalt:
Der 1. Burgermeister berichtet:

Aufgrund der Entscheidung des Rottacher Gemeinderats hinsichtlich der Lockerung des Nacht-
fahrverbotes fur LKW auf Antrag der Firma Stettner wird auch die Gemeinde hier in einer der
nachsten Sitzungen, wie die Stadt Tegernsee auch, einen ablehnenden Beschlussvorschlag
vorlegen um ein Ausweichen Uber Bad Wiessee zu verhindern und um die bewahrte Regelung
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nicht aufzuweichen.

Nach Wegfall des Lesesaals im Jod-Schwefelbad als Konzertraum konnte mit den Kirchen ver-
einbart werden, dass die Konzerte im Winter und bei Schlechtwetter kiinftig in den Kirchen ab-
gehalten werden.

Der Zeitplan an der Baustelle Lindenplatz kann durch unvorhergesehene nétig gewordene Arbei-
ten am Leitungsnetz sowie an Privathdusern nicht ganz eingehalten werden.

Die Burgermeister sprechen der ausfihrenden Baufirma Willibald aber ein Lob fiir die professio-
nelle Arbeit aus.

Eine interessante Ubersicht des Architekten Strohschneider tiber das Ausmaf und Hintergriinde
zur Baustelle wird dem Gemeinderat in einer der nachsten Sitzungen prasentiert.

Bad Wiessee, 27.09.16

Fur die Richtigkeit:

Peter HOR Michael Herrmann
1. BUrgermeister Schriftfihrer



	sidat
	Anwesenheit
	BM_TEXT2
	Name
	Entschuldigt
	sitext
	BM_TEXT3
	Text
	zusatzinformation
	Tagesordnung
	BM_TEXT4
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

